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Rechtsprechung zur Sozialhilfe für einen behindertengerechten Umbau eines Pkw 
mit Schwenk-Hubsitz 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Landessozialgericht NW hat mit Entscheidung vom 22.02.2010 den Anspruch auf 
einen behindertengerechten Umbau eines Pkw mit Schwenk-Hubsitz als Leistung der 
Eingliederungshilfe versagt, weil der Hilfebedürftige nicht auf diesen Pkw im Sinne des § 9 
Abs. 2 Nr. 11 SGB XII (gemeint ist wohl die EHVO) angewiesen sei. Das Gericht hat 
ferner Ausführungen zum Nachrang gegenüber der gesetzlichen Krankenversicherung 
gemacht sowie die Auffassung vertreten, eine Bedarfsdeckung im Wege der Selbsthilfe 
oder Hilfe Dritter, die vor dem Zeitpunkt des § 5 BSHG stattgefunden hat, schließe den 
Sozialhilfeanspruch aus. 

Das Verfahren ist vor dem BSG unter dem Aktenzeichen B 8 SO 9/10 R anhängig. 

Eine entsprechende Juris-Recherche zur Thematik füge ich als Anlage bei. 

Hinsichtlich der bisherigen Erfahrungen mit dem BSG im Hinblick auf die Revision 
althergebrachter Sozialhilfegrundsätze wird die Entscheidung für uns von großem 
Interesse sein. 

Hierüber werde ich Sie zu gegebener Zeit unterrichten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez.: 
Bernd Finke 
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